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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1. Abgeordneter Wird der Bundesverteidigungsminister unzeitge- 

Würtz mäße Bestimmungen der Zentralen Dienstvor- 

(SPD) schritt 37/10 (Anzugsordnung für die Bundeswehr) 

— so z. B. die Vorschrift zum Tragen der Uniform 
an Bundeswehr-Fachschulen - überprüfen? 


2. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Hat der Bundesverteidigungsminister auftretende 
Probleme auf Grund einiger Bestimmungen der 
Anzugsordnung für die Bundeswehr (ZDv 37/10) 
schon einmal im Beirat für Innere Führung zur 
Diskussion gestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
ob es stimmt, daß die Mittel zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus für Flüchtlinge und Um- 
siedler in Niedersachsen nicht zweckgebunden ver- 
wendet werden sondern dem sozialen Wohnungsbau 
generell zugeteilt werden, und wenn ja, hält sie diese 
Verwendung der Mittel im Interesse der Flüchtlinge 
und Aussiedler für vorteilhaft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

4. Abgeordneter Mit welchen Maßnahmen kann die Bundesregierung 
Dr. Enders die Vereinheitlichung und die Verbesserung der 

(SPD) Aus- und Weiterbildung von Erziehern und Sozial- 

pädagogen erreichen sowie den Abbau deren Aus- 
bildungsvoraussetzungen verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


5. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, der mit 
dem Grundlagenvertrag angestrebte Zustand gebiete, 
daß Ost-Berlin sein auf beweislich falschen Tatbe- 
standsannahmen gestütztes Propagandaurteil gegen 
Bundesminister a. D. Professor Dr. Dr. Oberländer 
aus der Welt schafft, und was hat die Bundesregie- 
rung dahin gehend unternommen, und was wird sie 
noch tun? 


6. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Warum verbreitet der mit Unterstützung der Bundes- 
regierung herausgegebene ,,DDR-Report“ gerade die 
grundgesetzwidrigen Ansichten eines Hamburger 
wissenschaftlichen Rates und Professor Sywottek 
vom Ende des Deutschen Reiches und der Leugnung 
seines Fortbestandes, obwohl nicht ,, einige' 4 Juri- 
sten (wie Professor Sywottek meint), sondern das 
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Bundesverfassungsgericht in seiner schrankensetzen- 
den und für alle Staatsorgane verbindlichen Gewalt 
bei der Auslegung des Grundgesetzes im Einklang 
mit dem Völkerrecht den Fortbestand des Deut- 
schen Reiches festgestellt hat und obwohl „die 
Freiheit der Lehre von der Treue zur Verfassung 
nicht entbindet“ (Professor Kägi, Zürich)? 


7. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im „Neuen 
Deutschland“ zum Ausdruck gekommene Fest- 
stellung der DDR-Regierung, daß Berlin seit 1949 
die „Hauptstadt der DDR sei“, und falls das in 
Bonn noch nicht verstanden würde, „die DDR 
bekanntlich alle Möglichkeiten besitze, der Bonner 
Regierung dies noch deutlicher zu machen“? 


8 . 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Tagesspiegels vom 28. Mai 
1975 zu, Ostberliner Behörden hätten dem Bischof 
von Hildesheim ohne Angabe von Gründen die Ein- 
reise verweigert, und was hat die Bundesregierung 
- bejahendenfalls — unternommen, um Ost-Berlin 
zu einer Haltung zu bewegen, die dem mit dem 
Grundlagenvertrag angestrebten Zustand vermehrter 
menschlicher und religiöser Kontakte entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


9. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Gibt es öffentliche oder private Entwicklungspro- 
jekte - einschließlich der Privatinvestitionen in 
Entwicklungsländern -, die durch wirtschafts- 
und außenwirtschaftspolitische Maßnahmen der 
Europäischen Gemeinschaft und/oder ihrer Mit- 
glieder unwirtschaftlich und wo die in solchen 
Projekten Beschäftigten arbeitslos geworden sind, 
und wie hoch ist — bejahendenfalls — die Höhe 
des investierten Kapitals und die Zahl der beschäfti- 
gungslos Gewordenen? 


10. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemeldung vom 19. April 1975 zu, 
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, Bahr, habe behauptet, daß die Industrie- 
nationen die Dritte Welt bisher „schlicht ausge- 
beutet haben“, nicht ganz zu unrecht hätten des- 
halb die Ölförderländer die Ölpreise so drastisch 
heraufgesetzt, und teilt - bejahendenfalls - die 
Bundesregierung diese Auffassung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1 1 . Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bericht 
über das Raumordnungsprogramm (Drucksache 
7/3584) auf Seite 23 die Abkürzung „BRD“ ver- 
wandt wurde? 


12. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, alle Bundesmini- 
sterien und Bundesbehörden anzuweisen, die Ab- 
kürzung „BRD“ nicht mehr zu verwenden? 
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13. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordnete 

Frau 

Verhülsdonk 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Tietjen 
(SPD) 


16. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Anhebung der 
Grenzwerte für die gesetzlich zulässige Konzen- 
tration radioaktiver Stoffe in Luft und Wasser sowie 
eine Änderung der Auslegungsstrahlenbelastungen 
für Menschen in der Umgebung von Kernkraft- 
werken und eine Änderung der Bestimmungen 
für das Abkippen schwach radioaktiven Atommülls? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß schon bei 
den jetzigen Grenzwerten für radioaktive Strahlung 
Langzeitbelastung bei Menschen in der Umgebung 
von Kernkraftwerken die Gefahr der Erkrankung 
an Leukämie oder Strahlenkrebs sowie die Er- 
höhung der Zahl der Mißbildungen von Säuglingen 
steigert (Latenzzeiteffekt)? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
Delikte der „leichteren Kriminalität“ (z. B. Fahr- 
raddiebstähle, Diebstähle aus Automaten etc.), die 
statistisch als schwere Diebstähle erfaßt werden, die 
Kriminalstatistik sowohl bei der Straftatenerfassung 
als auch in der Aufklärung in unverhältnismäßig 
hohem Maße belasten und ein unklares Bild der 
Kriminalität wiedergeben, und daß bejahenden- 
falls eine Änderung der Richtlinien über die Führung 
der Kriminalstatistik dienlich wäre? 

Welchen Beitrag kann nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Bundeszentrale für politische Bildung 
in Zukunft zur geistigen Aufbereitung der Hinter- 
gründe des politischen Terrorismus leisten? 


17. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Lassen sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die seit vielen Jahren fälligen und grundsätzlich 
immer wieder befürworteten Anhebungen von Plan- 
stellen für einige leitende Angestellte der Bundes- 
zentrale für politische Bildung endlich im Rahmen 
des Etats 1976 realisieren? 


18. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Vorkehrungen will die Bundesregierung 
treffen bzw. hat sie getroffen, damit in Zukunft 
nicht durch Indiskretionen Polizeiberichte oder 
Einsatzpläne den zu bekämpfenden Terroristen- 
gruppen bekannt werden? 


19. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß bei einer Veran- 
staltung in Ulm die KPI Wahlpropaganda im Hin- 
blick auf die italienischen Regionalwahlen am 
15. Juni 1975 betrieben hat, und was ist der Bun- 
desregierung über sonstige Aktivitäten der KPI in 
der Bundesrepublik Deutschland aus jüngerer Zeit 
bekannt? 


20. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
unzulässig ist, innenpolitische Auseinandersetzungen 
aus anderen Staaten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auszutragen, und welche Schritte beabsichtigt 
der nach dem Vereinsgesetz zuständige Bundes- 
innenminister dagegen zu unternehmen? 


21. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil der in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Gastarbeiter an der Ver- 
brechensquote, insbesondere an Mord und lot- 
schlag, und in welchem prozentualen Verhältnis 
sind dabei deutsche Staatsbürger betroffen? 
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22. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung ein wirksames Konzept 
zur Eindämmung oder gar Zurückdrängung der 
Ausländerkriminalität auf dem Boden der Bundes- 
republik Deutschland? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Erhält die frühere Bundesanstalt für Qualitätsfor- 
schung pflanzlicher Erzeugnisse (jetzt Bundes- 
anstalt für Ernährung, Institut für Qualitätsfor- 
schung pflanzlicher Erzeugnisse) in Geisenheim 
nach dem Ausscheiden (Ende November 1973) 
ihres Gründers und leitenden Direktors einen 
fachkundigen Nachfolger, und ist die für den Som- 
mer 1975 in Aussicht gestellte Ausschreibung 
der Stelle des Nachfolgers gesichert und entspre- 
chend den fachlichen Erfordernissen der Anstalt 
vorgesehen? 


24. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Ist die Kritik berechtigt, daß sich das Bundes- 
waldgesetz zunächst dadurch auswirkt, daß ab 
1976 Naturparke, was insbesondere ihren Ausbau 
anbetrifft, vom Bund nicht mehr finanziell unter- 
stützt werden? 


25. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung 
des Präsidenten des Deutschen Bauernverbands, 
Heeremann, daß durch die Gesetzgebung zusätzliche 
Wettbewerbsnachteile für die deutsche Landwirt- 
schaft entstehen? 


26. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
keine Gesetzesentwürfe mehr zuleiten oder Verord- 
nungen und Vorschriften erlassen, die für die 
deutsche Landwirtschaft Wettbewerbsnachteile 
bringen? 


27. Abgeordneter In welcher Weise wird die Bundesregierung im 

Eigen Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften Vor- 

(CDU/CSU) Schläge unterbreiten im bezug auf das Problem 

leistungsfähiger Futterweizensorten, und wie ge- 
denkt sie, die Versorgung der Mühlen mit hervor- 
ragendem Qualitätsweizen sicherzustellen? 


28. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Wieviele Aufträge und mit welchem Auftragsvolu- 
men im Bereich des Küstenschutzes sind in den ver- 
gangenen zwei Jahren an niederländische Baufirmen 
vergeben, und welche dieser Aufträge sind aus 
Mitteln der Konjunktursonderprogramme gefördert 
worden? 


29. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
von überbetrieblichen Zusammenschlüssen land- 
wirtschaftlicher Betriebe im Produktionsbereich, 
und welche Erfahrungen liegen über die Stabilität 
solcher Be trieb e vor? 
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30. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welchen Erfolg haben die bisherigen Bemühungen 
der Bundesregierung bei der italienischen Regierung 
und der EWG im Hinblick auf ein Verbot des Vogel- 
mordes in Italien gebracht, und wann ist damit zu 
rechnen, daß in Italien Singvögel nicht mehr getötet 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


31. Abgeordneter Wieviel Arbeitsplätze sind jeweils in den letzten 
Rollmann Jahren durch Firmenkonkurse verloren gegangen? 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung eine Übersicht über die 
Zahl der Arbeitsplätze, die durch die Rationali- 
sierungsmaßnahmen des VW-Werks in der Zuliefer- 
industrie verloren gehen, und wenn nein, ist sie 
bereit, eine statistische Erfassung vorzunehmen 
und sie dem Bundestag vorzulegen? 


33. Abgeordneter Was hat die Internationale Arbeitsorganisation 
Dr. Franz (ILO) bisher für eine freie gewerkschaftliche Be- 

(CDU/CSU) tätigung im Bereich des Warschauer Pakts unter- 

nommen, und was haben insbesondere die Vertreter 
aus der Bundesrepublik Deutschland in dieser 
Organisation unternommen, um daraufhin gerichte- 
te Initiativen zustandezubringen? 


34. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen über die Inanspruch- 

Dr. Enders nähme der von der Bundesanstalt für Arbeit und 

(SPD) anderen Stellen angebotenen Aus- und Fortbildungs- 

möglichkeiten für arbeitslose Arbeitnehmer vor? 


35. 


Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung Änderungen des Betriebs- 
verfassungsgesetzes und Änderungen auf dem Gebiet 
des Arbeitskampf- und Tarifrechts? 


36. 


Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Sind weitere Änderungen auf dem Gebiet der 
Sozialwahlen sowie hinsichtlich der Organisation 
der Sozialversicherung geplant? 


37. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Warum hat ein Landwirt, der vorübergehend Pacht- 
flächen aufgeben muß und damit eventuell die 
Beitragspflichtigkeit für die Altershilfe verliert, 
aber noch keine 60 Monatsbeiträge gezahlt hat, 
auch bei einer späteren Beitragspflichtigkeit keine 
Möglichkeit mehr, einen Altersgeldanspruch zu 
erwerben? 


38. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein- 

Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß zivildienstleistende 
Ärzte als Pförtner, Pfleger und Krankenfahrer 
eingesetzt werden? 
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39. 


Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Arbeitslosenzahl saisonbereinigt 
auf 1 165 000 gestiegen ist, und wie will die Bundes- 
regierung vor dem Parlament und der Öffentlichkeit 
die Vorenthaltung der in dieser Hinsicht vorliegen- 
den Erkenntnisse rechtfertigen? 


Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich mit 
gezielten, zusätzlichen Förderungsmaßnahmen der 
Tatsache entgegenzuwirken, daß nach der Statistik 
der Bundesanstalt für Arbeit vom Mai 1975 das 
Landesarbeitsamt Nordbayern mit 5 % mit an der 
Spitze der regionalen Arbeitslosigkeit liegt, und 
mit welchen zusätzlichen Förderungsmaßnahmen 
kann bis zu welchem Zeitpunkt gerechnet werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
wenn die vorgesehenen 20 Millionen DM für die 
bereits beantragten ABM-Maßnahmen nicht aus- 
reichen, und welche Auswirkungen hat dies auf 
den Arbeitsmarkt und auf die Konjunkturlage 
insbesondere im Zonenrandgebiet, in dem es in 
einzelnen Arbeitsamtsbereichen bereits über 7 % 
Arbeitslose und zusätzlich 15 % Kurzarbeiter gibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post und Femmeldewesen 


42. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Auf Grund von besorgniserregenden Vorfällen in 
der letzten Zeit frage ich die Bundesregierung, 
welche Umgestaltungen der Führerscheine notwen- 
dig sind, um diese fälschungssicher zu machen? 


43. Abgeordnete Sind solche Veränderungen geplant und wenn ja, 

Frau wann? 

Grützmann 

(SPD) 


44. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im Ausland 
gemachten positiven Ergebnisse hinsichtlich der 
Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit durch re- 
flektierende rückwärtige Autokennzeichen? 


45. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, reflektierende 
rückwärtige Autokennzeichen zwingend vorzuschrei- 
ben? 


46. Abgeordneter 
Breidbach 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen Grün- 
den das „Aktions-Komitee des grenzüberschreiten- 
den Güterkraftverkehrs“ ab 20. Juni 1975 alle 
Grenzübergänge von Bocholt bis Aachen blockieren 
will? 


47. Abgeordneter 
Breidbach 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um das 
durch diese Verkehrsblockade entstehende Ver- 
kehrschaos an den nordrhein-westfälischen Grenz- 
übergängen abzuwenden? 


48. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 6. Juni 1975 zu, daß die Bundes- 
regierung sogar davon absehen will, Ost-Berlin zu 
einem vertraglichen Verzicht auf den Schußwaffen- 
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gebrauch und auf Festnahmen im Bereich des zum 
Bundesgebiet gehörenden Verlaufs der Elbe zu ver- 
anlassen, nachdem die Bundesregierung das Tätig- 
werden von Ostberliner Polizeibooten als recht- 
mäßig erklären will, und wäre eine solche Politik 
überhaupt verfassungskonform? 


49. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


50. 


Abgeordneter 

Haase 


(Fürth) 

(SPD) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 6. Juni 1975 zu, Ost-Berlin weigere 
sich, den Geltungsbereich des mit Bonn ausgehan- 
delten Vertrages über den Binnenschiffahrtsverkehr 
auf dem Grenzabschnitt der Elbe, eines Zusatz- 
vertrages zum Verkehrsvertrag, auf das Land Berlin 
zu erstrecken, und wie erklärt die Bundesregierung 
- bejahendenfalls - diese Haltung angesichts der 
Aussagen von Bundesminister Bahr und Bundes- 
minister Franke bei Abschluß des Verkehrsvertrages, 
wonach unzweideutig klargestellt gewesen sei, daß 
das Land Berlin zum Verkehrsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland gehört und ohne Einschrän- 
kung an dem Vertrag teilnimmt? 

i 

Erwartet das Bundespostministerium durch die 
Zusammenlegung von zwei Verwaltungsstellen er- 
hebliche personelle Einsparungen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


5 1 . Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Windelen 

(CDU/CSU) 


Hält der Bundeskanzler die Erklärung seines Bun- 
desfinanzministers, nach dem Ende der Rezession 
die Steuern zu erhöhen, für geeignet, die Investi- 
tionsbereitschaft der deutschen Wirtschaft zu för- 
dern? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der nicht eingetretenen nachstehenden Ankündigung 
und welches Jahr mag sie vielleicht gemeint haben, 
als sie am 31. Dezember 1974 vom Bundespresseamt 
bundesweit in Zeitungsanzeigen mit erheblichen 
Geldkosten prophezeien ließ: ,,Der Aufschwung 
kommt. Im Frühjahr werden wir über den Berg 
sein.“? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, etwa 60 000 
Exemplare einer vom Karl Wunschow-Verlag heraus- 
gegebenen „Wandkarte Deutschland“ anzukaufen 
und gegebenenfalls zu welchem Zweck? 


54. Abgeordneter Zeigt diese Karte Deutschland in den Grenzen, von 
Windelen denen das Grundgesetz und das Bundesverfassungs- 

(CDU/CSU) gericht ausgehen oder beschränkt sie sich auf die 

Darstellung West- und Mitteldeutschlands? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


55. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Entspricht die Behauptung des Direktors des War- 
schauer Instituts für Auswärtige Politik, Marian 
Dobrosielski, in der Zeit Nr. 23 vom 30. Mai 1975, 
den Tatsachen, daß die Zahl der aus Polen in die 
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Bundesrepublik Deutschland und die DDR 1971 
bis 1974 ausgereisten Personen mit 60 000 höher 
ist „als die in den Verhandlungen 1970 von Bonn 
genannte“? 

56. Abgeordneter Ist etwa auch die Bundesregierung der Auffassung, 

Dr. Wittmann daß sie sich im Rahmen der deutsch-polnischen 

(München) Beziehungen lediglich um die Ausreise von 100 000 

(CDU/CSU) Deutschen zu bemühen brauche, während der 

danach verbleibende größere Teil auf etwaige Ab- 
sichtserklärungen zum Abschluß der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) verwiesen werden solle, oder bekennt sich 
die Bundesregierung zu ihrer Rechtspflicht, bei der 
polnischen Regierung darauf hinzuwirken, daß allen 
Deutschen unter polnischer Herrschaft die Ausreise 
ermöglicht wird? 

57. Abgeordneter Welche Informationen besitzt die Bundesregierung 

Dr. Schwencke über den Zwischenfall am 28. Mai 1975 bei San 

(Nienburg) Sebastian, bei dem die deutsche Staatsbürgerin 

(SPD) Felicitas Leckelt von spanischen „Ordnungskräften“ 

lebensgefährlich verletzt wurde? 

58. Abgeordneter Welche Schritte hält die Bundesregierung für geeig- 

Dr. Schwencke net, um künftig deutsche Staatsbürger in Spanien 

(Nienburg) vor Polizeiaktionen mit solch schwerwiegenden 

(SPD) Folgen zu schützen? 

59. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, um der 

Hansen wirtschaftskriegsähnlichen Kampagne interessierter 

(SPD) US-Konzerne und ihrer Lobbyisten gegen die 

deutsch-brasilianischen Kernenergiekooperations- 
pläne gebührend zu begegnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, gegen Aktivitäten 
des südkoreanischen Geheimdienstes vorzugehen, 
wie sie wiederum in einer Fernsehsendung („Moni- 
tor“ am 1. Juni 1975) zum Ausdruck kommen, 
und (gegebenenfalls) auf welche Weise soll das 
geschehen? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß nach Vor- 
gängen auf Gran Canaria und dem spanischen Fest- 
land die Sicherheit von Touristen aus der Bundes- 
republik Deutschland in Spanien gegenüber Über- 
griffen der dortigen Polizeibehörden umfassend 
gesichert ist, oder beabsichtigt die Bundesregierung 
in dieser Hinsicht diplomatische Schritte? 

Trifft der Bericht der Sendung „Monitor“ vom 
2. Juni 1975 zu, wonach der südkoreanische Ge- 
heimdienst in der Bundesrepublik Deutschland 
lebende Südkoreaner beobachtet, bespitzelt und 
unter Druck setzt, weil sie Christen sind oder sich 
gegen das Regime Park Chung Hee ausgeprochen 
haben? 

63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angemessene Kon- 

Stahl Sequenzen zu ziehen, falls sich diese Berichte als 

(Kempen) wahr erweisen? 

(SPD) 


62. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 



60. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 
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64. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Welche Wirkung im Verhältnis zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR haben solche 
Kollektivverträge aus der Zeit vor 1939 und nach 
1945, deren Wiederanwendung die DDR einseitig 
erklärt, insbesondere dann, wenn eine Bekannt- 
machung über deren Anwendbarkeit im inner- 
deutschen Verhältnis im Bundesgesetzblatt nicht 
erfolgt? 

In welcher Weise werden die Auslandsmissionen 
der Bundesrepublik Deutschland den Tag der 
Deutschen Einheit am 17. Juni als Nationalen 
Gedenktag begehen, oder ist dieser Tag bereits zu- 
gunsten des 23. Mai für offizielle Veranstaltungen 
im Ausland aus dem Kalender gestrichen? 


Ist die Bundesregierung entschlossen, entsprechend 
der vom Deutschen Roten Kreuz aktualisierten Aus- 
siedlerzahl für 280 000 aussiedlungswillige Deutsche 
jenseits von Oder und Neiße unter Berufung auf die 
, , Information“ zum Warschauer Vertrag einzutreten, 
oder ist sie bereit, von dieser Zahl als einer „maxi- 
malistischen Position“ abzurücken? 


67. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Einwände aus den 
Lenzer USA zu dem mit Brasilien geplanten Kooperations- 

(CDU/CSU) abkommen über friedliche Nutzung der Kern- 

energie? 


68 . 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird sie gegebenenfalls ergrei- 
fen, um die deutsche kerntechnische Industrie 
vor Diskriminierungen zu schützen und ihr den Weg 
zum Weltmarkt zu öffnen? 

Hat die Bundesregierng die Regierung in Prag 
darauf hingewiesen, daß „intellektuelle Exeku- 
tionen“ wie im Fall des Prager Philosophen Karel 
Kosik durch Beschlagnahme des Manuskripts 
seines Hauptwerkes und nicht wieder beschaffba- 
rer Fachliteratur die Normalisierung der Bezie- 
hungen verhindert? 

Welches sind für die Bundesregierung die entschei- 
denden Gründe, die Bemühungen der USA um eine 
stärkere Annäherung Spaniens an die NATO nicht 
zu unterstützen, und wie glaubt angesichts der 
starken sowjetischen Aufrüstung die Bundesregie- 
rung mit ihrer ablehnenden Haltung dem Sicher- 
heitsbedürfnis Westeuropas noch gerecht werden zu 
können, da Spanien gerade auf Grund der kritischen 
Entwicklung in Portugal zweifelsohne einen wichti- 
gen Eckpfeiler im Verteidigungskonzept der NATO 
darstellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


71. Abgeordneter 
Häfele 
(CDU/CSU) 


Wieviel Prozent des Bruttosozialprodukts betragen 
bei uns in 1974 und in 1975 die Steuern und Sozial- 
versicherungsbeiträge zusammen, welche nach dem 
Informationsdienst des Bundesfinanzministeriums 
zur Finanzpolitik des Auslands vom 30. Dezember 
1974 im Jahr 1973 noch 36,5 Prozent betragen 
haben? 
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72. Abgeordneter 
Häfele 
(CDU/CSU) 


Wieviel Pfennige erhält der durchschnittliche deut- 
sche Arbeitnehmer von jeder zusätzlich verdienten 
Mark im Jahr 1975 nach Abzug der Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge ausbezahlt, nachdem er 
nach Untersuchungen des Ifo-Instituts 1970 noch 
70 Pfennige, 1974 aber nur noch 53 Pfennige 
erhalten hat? 


73. 


Abgeordneter 

Susset 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den 
Genossenschaften, die aus der Verschmelzung einer 
gemischtwirtschaftlichen Kreditgenossenschaft auf 
eine reine Kreditgenossenschaft (übernehmende 
Kreditgenossenschaft) hervorgehen, auf Dauer den 
gleichen Steuervorteil in Form des ermäßigten 
Körperschaftsteuersatzes des § 19 Abs. 2 b KStR 
einzuräumen, wie er den bestehenden gemischt- 
wirtschaftlichen Kreditgenossenschaften gewährt 
wird, ohne daß die übernehmende, bisher reine 
Kreditgenossenschaft verpflichtet wird, das im 
Rahmen der Verschmelzung übernommene Waren- 
geschäft auszugliedern? 


74. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
bestätigen, daß im Zuge der Reform der Körper- 
schaftsteuer im Körperschaftsteuerreformgesetz eine 
Regelung vorgesehen ist, nach der die das Waren- 
geschäft übernehmende bisherige reine Kreditge- 
nossenschaft auf Dauer in den Genuß des ermäßig- 
ten Körperschaftsteuersatzes des § 19 Abs. 2 b 
KStR gelangt, ohne verpflichtet zu sein, das über- 
nommene Warengeschäft auszugliedern und daß 
geplant ist, das Körperschaftsteuerreformgesetz mit 
einer entsprechenden Bestimmung mit Wirkung vom 
1. Januar 1977 in Kraft zu setzen? 


75. ' Abgeordneter 

Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß das Bundesministerium 
der Finanzen das Münchener lfo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung beauftragt hat, zu untersuchen, 
ob die beschlossene 7,5 %ige Investitionszulage 
für eine konjunkturelle Ankurbelung ausreichend 
war, und was war das Ergebnis der Untersuchung? 


76. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Könnte nicht die Meinung von Konjunkturexperten 
zutreffen, daß nach einer unvermutlichen Belebung 
der Investitionen durch die Investitionszulage 
danach eine um so größere Depression entsteht, und 
ist die Bundesregierung darauf vorbereitet, im Ernst- 
fälle das weitere Ansteigen der Arbeitslosenziffern 
zu verhindern? 


77. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Landkreis 
Hersfeld/ Rotenburg finanziell zu unterstützen, da- 
mit er seine Kreisbahn aufrechterhalten kann, die 
die einzige Schienenverbindung zwischen dem Kali- 
Bergbau und dem Schienennetz der Deutschen Bun- 
desbahn darstellt, die nicht über das Gebiet der 
DDR führt? 


78. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Wie hoch war 1974 der Anteil der Sparguthaben mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist bei den Geldinstituten 
in der Bundesrepublik Deutschland, wie hoch der 
Durchschnittszins dieser Sparguthaben und der 
Substanzverlust im Verhältnis von Zinsen und Kauf- 
kraftschwund? 
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79. 


Abgeordneter 

Härzschel 


(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


8i. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung angesichts der Tatsache des 
nach wie vor hohen Kaufkraftverlustes die Ver- 
steuerung der Zinsen aus Sparguthaben für gerecht- 
fertigt, obwohl damit ein Substanzverlust für den 
Sparer verbunden ist? 

Wie ist die mir am 14. Mai 1975 auf meine parla- 
mentarische Anfrage erteilte Antwort der Bundes- 
regierung, daß es „keine Pläne gibt, die Mehrwert- 
steuer zu erhöhen“ und „anderweitige Behaup- 
tungen reine Spekulationen“ seien und jeder Grund- 
lage entbehrten, in Übereinstimmung zu bringen mit 
der Aussage von Bundesminister Dr. Apel auf der 
Jahrestagung des Instituts „Finanzen und Steuern“, 
daß bei ansteigender Konjunktur „unabhängig von 
Wahlterminen über Steuererhöhungen zu entschei- 
den“ sein werde, und müssen diese zweifelsohne 
unterschiedlichen Aussagen nicht zu einer Verun- 
sicherung des Bürger hinsichtlich der wahren Ab- 
sichten der Bundesregierung führen? 

Hat der Bundeskanzler mit seiner Äußerung, daß er 
angesichts des „engen Netzes sozialer Sicherung“ 
es nicht für notwendig hält, eine „private Art von 
Lebensversicherung“ auf das Sparkonto zu legen, 
eine prinzipielle Absage an jede individuelle Vor- 
sorge und Vermögensbildung gegeben, und zielt 
diese Erklärung stattdessen auf neue soziale Be- 
lastungen, die kollektiv von den Beschäftigten und 
den Unternehmen zu finanzieren sind? 


82. Abgeordneter 
Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundeskanzler in der Lage anzugeben, wo 
und mit welchen Worten er vor den jüngsten Land- 
tagswahlen Steuererhöhungen für den Fall ange- 
kündigt hat, daß es uns wieder besser gehe? 


83. Abgeordneter 
Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Steht der Bundeskanzler zu seiner Regierungs- 
erklärung vom 17. Mai 1974, in der er erklärte, 
die Mehrwertsteuer in dieser Legislaturperiode nicht 
zu erhöhen, wie es neuerdings nach den Landtags- 
wahlen sein zuständiger Ressortminister angekündigt 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


84. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Ursachen sind nach Meinung der Bundesre- 
gierung dafür maßgebend, daß nach Aussagen des 
Statistischen Amts der Europäischen Gemein- 
schaften der Preis für Stickstoff in der Bundes- 
republik Deutschland etwa 50 % und für Phosphor 
ca. 100 % höher ist als in Großbritannien, und auf 
welchem Wege sollen die gegebenenfalls vorhande- 
nen Handelshemmnisse beseitigt werden? 


85. Abgeordneter 
GÖlter 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ vom 
30. Mai 1975, nach dem die VEBA-Gelsenberg sich 
von dem in Speyer vorgesehenen Gemeinschafts- 
projekt mit der staatlich französischen Mineralöl- 
gruppe elf, der elf-Gelsenberg oHG., trennen will? 
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86. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für opportun und poli- 
tisch wünschenswert, Energie-Einsparung nicht nur 
über Aufrufe oder Sparappelle zu erreichen, sondern 
ist sie bereit, den Versorgungsunternehmen zu 
empfehlen, den Energie-Verbrauch pro Kopf nur im 
unteren Verbrauchsbereich preiswert für den Ab- 
nehmer zu gestalten, einen verstärkten Energie- 
Verbrauch über eine durchschnittliche Norm hinaus 
hingegen mit einer gewissen zusätzlichen Kosten- 
belastung zu belegen? 


87. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Zinssatz für 
Flämig Darlehen aus dem ERP-Programm fühlbar zu sen- 

(SPD) ken, um so den Realitäten auf dem Kapitalmarkt 

Rechnung zu tragen? 


88. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Einzel- 
fällen Hausverbote für Käufer erlassen werden, 
die sich in einem Geschäft kritisch zu Mißstän- 
den geäußert und später hierüber das Ordnungs- 
amt informiert haben, und hält sie diese Maß- 
nahmen für rechtmäßig und angemessen? 


89. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
Maßnahmen zu ergreifen, um einen Erlaß von 
Hausverboten gegen Kritik äußernde Verbraucher 
zu unterbinden, damit eine Kontrolle der Ein- 
haltung von Verordnungen zum Schutz der Ver- 
braucher auch durch Verbraucher selbst möglich ist? 


90. Abgeordneter 

Dr. Luda 

(CDU/CSU) 


Hält der Bundeskanzler seine Erklärungen vom 
1. Mai 1975 ,,die größten Sorgen liegen hinter 
uns ... Es geht jetzt ganz eindeutig aufwärts . . . Ich 
bleibe also bei meiner Frühsommerprognose“ mit 
der Erklärung des zuständigen Bundeswirtschafts- 
ministers für vereinbar, daß sich „unsere Wirtschaft 
erst in der zweiten Jahreshälfte erholt“ und daß es 
eine Leistung sei, „wenn es gelinge, die Null-Linie 
zu erreichen“? 


91. Abgeordneter 
Russe 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt der Bundeskanzler die Äußerung seines 
Regierungsprechers Grünewald, daß auch ohne 
Wachstum für 1975 ein „Spielraum für die Lohn- 
politik bestehe“ und wenn ja, wie groß schätzt der 
Bundeskanzler diesen Spielraum nach dem heutigen 
Erkenntnisstand für das Jahr 1975 ein? 


92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

Dr. Zeitei der Anstieg der Konkurse weiter anhält und daß 

(CDU/CSU) hiervon mittelständische Betriebe besonders hart 

betroffen sind? 


93. Abgeordneter Ist der Bundeskanzler der Auffassung, daß das 

Dr. Zeitei Konjunkturprogramm vom 12. Dezember 1974 

(CDU/CSU) die deutsche Wirtschaft in den ersten fünf Monaten 

dieses Jahres gegenüber dem Vergleichszeitraum 
des Jahres 1974 dazu veranlaßt hat, nennenswerte 
zusätzliche Investitionen zu tätigen und wenn ja, 
in welchem Umfange? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die in der „Kommunisti- 
schen Volkszeitung“ Nr. 19 vom 15. Mai 1975 
enthaltene Meldung bekannt, wonach einer Fuß- 
ballgruppe „Vorwärts Bundesbahn“ anläßlich eines 
Solidaritätsfußballturniers für den Aufbau Süd- 
vietnams in Freiburg als Siegespreis ein Teil aus 
einem über Vietnam abgeschossenen US-Bomber 
vom Veranstalter übergeben wurde und trifft 
diese Meldung zu? 


2. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein 
solches Verhalten eine nicht zu überbietende Ge- 
schmacklosigkeit und Provokation gegenüber unse- 
rer Bündnismacht, den Vereinigten Staaten von 
Amerika ist, und was kann sie gegebenenfalls gegen 
Wiederholungsfälle unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Neuen Züricher Zeitung vom 
6. Mai 1975 zu, das Umweltschutzprogramm der 
Vereinten Nationen beschäftige statt des von der 
Vollversammlung beschlossenen „kleinen Sekre- 
tariats“ bereits 280 Personen, was unter anderem 
auf Übergriffen in Kompetenzen anderer Organi- 
sationen der Vereinten Nationen beruhe, und wie 
wirkt die Bundesregierung - bejahendenfalls — 
einem solchen Verhalten entgegen angesichts der 
Tatsache, daß die Bundesregierung 10 % der bei 
dem Umweltschutzprogramm entstehenden Kosten 
trägt? 


4. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der 

Dr. Holtz Bauwerke, die unter Denkmalschutz stehen, bzw. 

(SPD) stehen müßten? 


5. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung Initiativen (wie z. B. 
Dr. Holtz Sonderbriefmarken, Prägung von Städtemünzen, 

(SPD) Lotterie), um die für den Denkmalschutz benötigten 

Gelder aufzubringen? 


6. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für möglich, Anwärter 
für den öffentlichen Dienst (z. B. Schuldienst usw.), 
die bereits ihren Wehrdienst abgeleistet haben, bei 
der Einstellung bevorzugt zu behandeln, und welche 
Schritte wird sie gegebenenfalls im Benehmen mit 
den Bundesländern unternehmen? 


7. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Wann ist mit einem Abschluß der im Innenmini- 
sterium durchgeführten Überprüfung der Frage zu 
rechnen, das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
auch auf Bombenabwurf- und Luft-Boden-Schieß- 
plätze, insbesondere auf den Platz Nordhorn, anzu- 
wenden, und bis wann werden bei einem positiven 
Ergebnis die Lärmschutzbereiche festgesetzt? 
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8. Abgeordneter Wann ist mit dem Abschluß der Untersuchungen 

Seiters über die Frage zu rechnen, ob die Voraussetzungen 

(CDU/CSU) für eine Änderung des Erstattungshöchstbetrages 

von 100 DM je Quadratmeter Wohnfläche für bau- 
liche Schallschutzmaßnahmen gegeben sind? 


9. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Warum endet in der Antwort der Bundesregierung 
Bundestagsdrucksache 7/2887 — auf die Kleine 
Anfrage betr. Straffung und Verbesserung der 
Organisationsstruktur von Bundesregierung und 
Bundesverwaltung die Darstellung des höheren 
Dienstes mit dem Jahre 1972, obwohl nach dem 
Haushaltsplan die Stellen bis zum Jahre 1975 
hätten angegeben werden können, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Zahlen bei dieser Ge- 
legenheit bis zum Jahre 1975 zu vervollständigen? 


10. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt“ vom 5. Juni 1975 zu, 
daß die kommunistische Partei Italiens eine Wahl- 
versammlung in der Bundesrepublik Deutschland 
abgehalten hat, und wird die Bundesregierung 
künftig Aktionen ausländischer Kommunisten in der 
Bundesrepublik Deutschland zulassen, bzw. wie 
wird sich die Bundesregierung in Zukunft in ähnlich 
gelagerten Fällen dazu verhalten? 


1 1 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage anzugeben, 
Engelsberger welche Kosten Bund und Ländern bisher durch 

(CDU/CSU) die Aktivität von Terroristen entstanden sind, und 

zwar insbesondere für den Schutz von gefährdeten 
Personen und öffentlichen Einrichtungen sowie für 
die Verfolgung, Inhaftierung und Aburteilung der 
Terroristen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1 2. Abgeordneter Wann ist mit dem Baubeginn der seit langem geplan- 
Neumann ten Panzerumgehungsstraße in der Gemeinde 

(SPD) Soderstorf zu rechnen? 


13. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Warum endet die im Finanzbericht 1970 veröffent- 
lichte Personalstandsübersicht mit dem Jahre 
1971, und sind entsprechende Übersichten in den 
Finanzberichten der folgenden Jahre nicht mehr 
enthalten? 


14. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung versichern, daß im 
Rahmen von Spar- und Haushaltssicherungsmaß- 
nahmen die Einführung einer Einkommensgrenze 
beim Kindergeld nicht in Frage kommt und daß 
auch derartige Pläne nicht erwogen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Erhöhung des Grund- 
preises für Erdgaslieferungen mit einem Aufschlag 
von über 120 % durch das zuständige monopolisti- 
sche Energieversorgungsunternehmen im Lüneburger 
Bereich gegenüber den Firmen des dortigen Bezirks 
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für gerechtfertigt, und wenn nein, was kann die 
Bundesregierung unternehmen, um derartig über- 
zogene Energiepreiserhöhungen durch monopolisti- 
sche Anbieter zu verhindern? 


16 . 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
die Landkreise Wetzlar und Dillkreis nicht in die 
Gebiete zur Förderung des Ausbaus der regionalen 
Wirtschaftsstruktur einbezogen, obwohl hier eine 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit zu ver- 
zeichnen ist? 


1 7. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen dürfen die Mittel der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ und die ERP-Mittel nur zur Finan- 
zierung von sogenannten Anlageinvestitionen, nicht 
aber für Konsolidierungsmaßnahmen eines vom 
Konkurs bedrohten Unternehmens verwendet wer- 
den, obwohl auch solche Konsolidierungsmaß- 
nahmen geeignet sein können, Arbeitsplätze zu 
erhalten, und obwohl solche Konsolidierungsmaß- 
nahmen oft weniger Finanzmittel der Öffentlichen 
Hand erfordern als die nach dem Konkurs zu be- 
zahlenden Arbeitslosengelder bzw. die Finanzierung 
von Anlageinvestitionen zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze? 


18. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die drei 
westmittelfränkischen Landkreise Neustadt/Aisch— 
Bad Windsheim, Ansbach und Weißenburg Gunzen- 
hausen nach Bevölkerungsdichte, Erwerbspersonen- 
struktur und Steuereinnahmekraft den zwanzig 
bayerischen Landkreisen, die im Zonenrandgebiet 
liegen, entsprechen und daß die Wirtschaftsstruktur 
nicht günstiger ist als der Durchschnitt der Zonen- 
randgebiete? 


19. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, diesen drei west- 
mittelfränkischen Landkreisen die gleiche Förde- 
rung angedeihen zu lassen wie den Zonenrand- 
gebieten, und mit welchen zusätzlichen Maßnahmen 
können die drei westmittelfränkischen Landkreise 
rechnen, damit eine den Zonenrandgebieten gleich- 
wertige Förderung des Bundes erreicht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Auf welchem Wege gedenkt die Bundesregierung, 

Eigen den Anbau von Frühkartoffeln in der Bundes- 

(CDU/CSU) republik Deutschland zu halten, wenn eine euro- 

päische Kartoffelmarktordnung beschlossen wird 
oder wenn Frühkartoffeln in die Obst-Gemüse- 
Marktordnung der EG einbezogen werden sollten? 


21. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den Beimischungszwang 
von Magermilchpulver in Kälberaufzucht- und 
-mastfutter für eine wirksame Entlastungsmaßnahme 
des europäischen Milchmarkts, und wieviel Mehrver- 
brauch an Magermilchpulver würde eine um 10 % 
höhere Beimischung ergeben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


22. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
wie hoch die Kosten des betriebsärztlichen Dienstes 
in Prozentzahlen der Lohnsumme veranschlagt 
werden müssen, und ist sich die Bundesregierung im 
klaren, daß angesichts der Wettbewerbslage der 
deutschen Industrie diese zusätzlichen Kosten nur 
dann tragbar sind, wenn auch in den Ländern, mit 
denen wir konkurrieren, gleiche Maßnahmen durch- 
geführt werden? 


23. Abgeordneter Wieviel Prozent der berechtigten Arbeitnehmer 
Härzschel haben in der Rentenversicherung 1974 von der 

(CDU/CSU) Möglichkeit der flexiblen Altersgrenze Gebrauch 

gemacht? 


24. Abgeordneter 
Härzschel 
(CDU/CSU) 


Hat die gegenwärtige Situation auf dem Arbeits- 
markt dazu geführt, daß die Anträge auf Alters- 
ruhegeld mit dem 63. Lebensjahr und die Anträge 
auf vorgezogenes Altersruhegeld der über 60jährigen 
nach einjähriger Arbeitslosigkeit angestiegen sind, 
oder ist damit zu rechnen, daß auf Grund der der- 
zeitigen Arbeitsmarktsituation diese Zahlen noch 
steigen werden? 


25. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie sieht ein Vergleich bei der Arbeitslosigkeit, 
bei der Kurzarbeit und bei den Umschülern (in 
absoluten Zahlen und in Prozentzahlen) in der 
Bundesrepublik Deutschland aus, aufgeschlüsselt 
nach Zonenrandgebiet, Westberlin und übriges 
Bundesgebiet, und worauf führt die Bundesregierung 
diese Entwicklung zurück? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

26. Abgeordneter Treffen Zeitungsberichte zu, nach denen in der 

Neumann letzten Zeit das Verhalten der britischen Rhein- 

(SPD) armee im Raum Soderstorf besonders rücksichts- 

los gewesen ist? 

27. Abgeordneter Wird der Neubau des Kreiswehrersatzamts Neustadt 

Dr. Gölter a. d. Weinstraße entsprechend den früher durch die 

(CDU/CSU) Bundesregierung gegebenen Zusagen spätestens im 

Jahr 1976 begonnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Rollmann 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus 
der von ihr beauftragten Untersuchungsarbeit 
,, Kinderspielplätze“ des SIN-Städtebauinstituts in 
Nürnberg für ihre Jugendpolitik ziehen? 


29. 


Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorschlag 
dieser Untersuchungsarbeit auf Einführung und Aus- 
bildung von Spielplatzpädagogen? 
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30. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Werbung für ein 
bekanntes Beruhigungsmittel, das zu 80 % aus 
Alkohol besteht („Die natürliche Hilfe für junge 
Menschen“), mit den Bemühungen zur Bekämpfung 
des Jugendalkoholismus für vereinbar, und welche 
Möglichkeiten sieht sie, solche Werbungen zu 
unterbinden? 


31. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Oldenstadt 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Aufkommen der Blutspenden- 
dienste in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
ausreicht, um den eigenen Bedarf an Plasma zu 
decken, und daß deshalb große Mengen von Plasma 
zu einem Preis von durchschnittlich 16 Dollar je 
Liter importiert werden müssen? 


32. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Oldenstadt 

(CDU/CSU) 


Ist weiterhin die Behauptung richtig, daß die Her- 
kunft des importierten Plasmas unbekannt und 
damit die Verwendung kranken Blutes bei seiner 
Herstellung nicht ausgeschlossen ist, und daß 
darunter auch sogenanntes „Industrie-Plasma“ aus 
den Vereinigten Staaten von Amerika sich befindet, 
das im Herstellerland nur für Laborzwecke außer- 
halb des menschlichen Körpers verwendet werden 
darf? 


33. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, daß 
die Teilnehmer an Bildungsveranstaltungen, wie 
sie z. B. das hessische Jugendbildungsgesetz vor- 
sieht, nicht in Widerspruch stehen zum § 10 des 
Krankenpflegegesetzes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post und Femmeldewesen 


34. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Dr. Kreutzmann immer wieder gestörte Wasserversorgung des unteren 
(SPD) Edersees, die für den dortigen Fremdenverkehr von 

lebensentscheidender Bedeutung ist, sicherzustellen? 


35. Abgeordneter Stimmen Gerüchte über angebliche Absichten der 
Seefeld Deutschen Bundesbahn, die sogenannte Kraich- 

(SPD) gaubahn einzustellen, und wann wird dazu eine 

klare Aussage gemacht? 


36. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß eine 
solche Entscheidung zu einem Chaos führen würde, 
wenn z. B. der gesamte Berufsverkehr auf die unzu- 
reichenden Straßen im Bereich Karlsruhe— Bretten— 
Heilbronn einfließen müßte, und wäre sie bereit, 
dann sofort die erforderlichen Ausbauten der 
Bundesstraßen 10 und 293 zu beschleunigen? 


37. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die 
sich krisenhaft zuspitzende Arbeitsmarktlage im 
Braunschweiger Raum das in seinen Werkanlagen 
modernste Bundesbahnausbesserungswerk in ein 
E-Lok-Ausbesserungswerk umzuwandeln, nachdem 
sich herausstellt, daß die Reparaturkapazität der 
vorhandenen E-Lok-Werke nicht ausreicht und da- 
her in diesen die Einstellung mehrerer hundert 
Arbeitskräfte vorgesehen ist? 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3737 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, über den Bundes- 
Link verkehrsminister die Deutsche Bundesbahn anzu- 

(CDU/CSU) weisen, den Teil der ab Juni 1975 geltenden ver- 

schärften Strafbestimmungen der Deutschen Bundes- 
bahn für „Fahrgäste ohne Fahrkarte“ zurückzu- 
nehmen, welcher Fahrgäste mit Geldbußen bestraft, 
obwohl weder an dem zuständigen Bahnhof, noch 
am entsprechenden Fahrkartenautomaten eine Fahr- 
karte zu erhalten war? 


39. Abgeordneter Bis wann kann mit der Rücknahme dieser unver- 
Link stündlichen Strafbestimmung gerechnet werden? 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter Wann ist in Anbetracht der Unfallhäufung mit 
Peiter dem Ausbau der Umgehung der B 54 bei Neukirch/ 

(SPD) Westerwald zu rechnen? 


41. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die Gemeinden 

Dr. Schmitt- die Möglichkeit erhalten, die Parkuhrgebühren 

Vockenhausen nach ihren Erfordernissen festzusetzen? 

(SPD) 


42. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


In welchem Umfang übernimmt die Deutsche Bun- 
desbahn für die Reise der Mitglieder der Planungs- 
gemeinschafi Rhein-Main- Taunus nach Frankreich 
zwecks Besichtigung der Bahnschnellstrecke Paris- 
Bordeaux die Reisekosten? 


43. Abgeordneter Inwieweit gibt es mittel- oder langfristige Planungen 
Immer für den Ausbau oder Kurvenbegradigungen im Zuge 

(Altenkirchen) der B 256 im Raume Hamm/Sieg? 

(SPD) 


44. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Ist in absehbarer Zeit damit zu rechnen, daß die 
Bundesbahnstrecke Troisdorf-Siegen elektrifiziert 
werden kann, bzw. liegt schon eine exakte Termin- 
planung vor? 


45. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung über Absichten inner- 
halb der Deutschen Bundesbahn, die Renchtalbahn 
zwischen Appenweier und Bad Peterstal-Griesbach 
ganz oder teilweise stillzulegen, bekannt, und wel- 
che Haltung beabsichtigt die Bundesregierung zu 
derartigen Vorhaben einzunehmen? 


46. 


Abgeordneter 
Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, Rationalisie- 
rungspläne für den Schienenverkehr mit Ausbau- 
maßnahmen im Straßenbereich zu koordinieren, 
daß etwa im Renchtal eine Einschränkung des 
Schienenverkehrs vor Abschluß der dringend not- 
wendigen Ausbaumaßnahmen an der B 28 nicht 
genehmigt werden? 


47. Abgeordneter Kann davon ausgegangen werden, daß das Bundes- 
Dr. Jobst bahnbetriebsamt Schwandorf auch künftig bestehen 

(CDU/CSU) bleiben wird? 
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48. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Wie soll nach Meinung der Bundesregierung die 
Reform der Ämterorganisation für die Postämter 
Singen, Radolfzell, Konstanz und Überlingen aus- 
sehen, und in welchem Zeitraum soll diese Reform 
durchgeführt werden? 


49. 


Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Haben die von dieser Reform betroffenen Bedienste- 
ten die Möglichkeit, ihre Vorstellungen zu dieser 
Reform über Personalrat und Gewerkschaften zu 
äußern, und welche Verbindlichkeit haben Stellung- 
nahmen von dieser Seite für die Entscheidung der 
Bundesregierung? 


50. 


Abgeordneter 

Haase 


(Fürth) 

(SPD) 


Welche Mehrkosten entstehen beim Neubau des 
Postamtes Fürth dadurch, daß zusätzliche Räume 
für die Aufnahme einer größeren Verwaltungsstelle 
(bedingt durch die Zusammenlegung Fürth Neu- 
stadt) benötigt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


5 1 . Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine Übersicht geben 
über die Zahl der Umsiedler, die sich seit 1973 
in Niedersachsen niedergelassen haben und ihre 
Versorgung mit Wohnungen aus dem Wohnungsbau- 
fonds für Umsiedler und Flüchtlinge? 


52. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den derzeiti- 
ge Bestand an baureifen Grundstücken bei privaten 
Haushalten, Wohnungsbau- und Grundstücksgesell- 
schaften, bei Unternehmungen einschließlich Ban- 
ken und Versicherungsgesellschaften? 


53. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die dadurch ent- 
stehende Liquiditätsbelastung, und inwieweit sieht 
sie eine Möglichkeit, diesen Bestand wohnungsbau- 
politisch zu mobilisieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


54. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß mit Ost-Berlin eine Vereinbarung 
über die Nutzung von U-Bahnanlagen in West-Berlin 
durch die BVG in Ost-Berlin getroffen wurde, und 
wie ist — bejahendenfalls — sichergestellt, daß dies 
zu keiner Einschränkung der Grundrechte auf 
Westberliner Gebiet führt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


55. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
Pfeffermann prototypische Windkraftwerke in der Bundes- 

(CDU/CSU) republik Deutschland zu unterstützen, und welche 

Projekte werden im einzelnen gefördert? 
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56. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


57. 


Abgeordneter 

Benz 


(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie die Erstellung einer 100 kW-Wind- 
kraftanlage sowie einer Windkraftgroßanlage von 
1000 kW und den Bau von Windkraftkleinanlagen 
bis 10 kW, und was hat es in dieser Hinsicht unter- 
nommen? 

Trifft es zu, daß in Königswinter ein Bauprojekt 
mit Mitteln aus dem Energieforschungsprogramm 
der Bundesregierung erstellt werden soll, und 
welche anderen Förderungsvorhaben aus dem 
Bonn-Kölner Raum kommen für die Förderungs- 
maßnahmen aus dem Energieforschungsprogramm 
in Frage? 

Hängt die Auswahl des Projektes in Königswinter 
möglicherweise damit zusammen, daß der für 
die Verteilung der Mittel (Energieforschung) zu- 
ständige Unterabteilungsleiter im Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie Stadtrat in 
der Gemeinde Königswinter ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

59. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der 
Engholm Änderung des § 48 BAföG, die am 1. August 1975 

(SPD) in Kraft tritt, einige Hochschulen dazu übergegangen 

sind (siehe Beispiel Universität Bonn), sich lediglich 
auf Absatz 1 des § 48 BAföG zu beziehen und es so 
zu einer restriktiven Handhabung des Gesetzes 
kommt, und ist die Bundesregierung nicht der Auf- 
fassung, daß je nach Studien- und Ausbildungs- 
ordnung auch der Absatz 2 voll zur Anwendung 
kommen sollte? 


60. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung nunmehr Möglichkeiten, 
im Rahmen der Förderung überbetrieblicher Aus- 
bildungsstätten die deutsche Buchhandelsschule 
Frankfurt am Main durch Beteiligung an deren 
laufenden Kosten zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


61. Abgeordneter . Billigt der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
Rainer sammenarbeit die in der Bonner Rundschau vom 

(CDU/CSU) 30. April 1975 abgedruckte Zuschrift seines Presse- 

referenten, und teilt er die Auffassung, daß es 
zumindest eine grobe Taktlosigkeit ist, Hans Habe 
ein Denken zu unterstellen, das der NPD anstünde? 


62. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesre- 
gierung aus dem Memorandum der Weltbank über 
die Wirtschafts- und insbesondere Agrarpolitik 
Tansanias in Befolgung des Grundsatzes für die 
deutsche Entwicklungshilfe, daß die Maßnahmen im 
E^mpfängerland einen größtmöglichen Nutzen der 
eingesetzten Mittel gewährleisten müßten? 


Bonn, den 6. Juni 1975 
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